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Einleitung

Die vorliegende Arbeit hinterfragt den demokratischen Charakter des Représentativsystems. Mit
diesem Ausdruck wird diejenige Staatsform bezeichnet, in der sich das Volk durch eine Gruppe von
Abgeordneten vertreten ldsst. Untersucht wird die sogenannte représentative Demokratie, das heisst
diejenige, deren Ziel der Schutz der Volkssouverinitit ist, im Gegensatz zu anderen reprisentativen
Systemen wie beispielsweise der parlamentarischen Monarchie.! Kern der vorliegenden Fragestel-
lung ist die Rolle der Volksvertreter in ihrer gesetzgeberischen Funktion. Dementsprechend werden
die Ausgestaltung und die Kompetenzen der Exekutive und der Judikative (inkl. die Frage nach der
Verfassungsgerichtsbarkeit) nicht angesprochen.

Traditionell besteht ein Streit zwischen denjenigen, welche die reprisentative Demokratie als echte
praktische Demokratieform betrachten und den Anhéngern der Theorie der direkten Demokratie.?
Wihrend Erstere die unmittelbare Demokratie fiir ein undurchfiihrbares Ideal halten, sind Letztere
der Ansicht, die Représentation stelle das Ende der Volkssouverénitéit dar. Von einer solch strengen
Auseinandersetzung auszugehen, stellt allerdings eine Vereinfachung der beiden Begriffe der Volks-
souverdnitit und der Volksvertretung dar. Notwendig ist eine vertiefte und nuancierte Auswertung
der beiden Begriffe anhand ihres Ursprungs, der Modalitdten ihrer Verwirklichung und ihrer Gren-
zen. Fortsetzung und Folge einer solchen Studie ist die Suche nach einem Demokratiemodell, das
dank der Verbindung beider Begriffe den beidseitigen Liicken Rechnung triagt und sie iiberwindet.

Die Beschreibung eines vollkommenen Demokratievorbildes wiirde den Rahmen dieser Arbeit iiber-
schreiten. Deshalb werden wesentliche Fragen der Demokratietheorie wie die Gewaltenteilung, die
moglichen Grenzen der Unfehlbarkeit des Volkes oder die Mehrheitsrechtfertigung nicht behandelt.
Die Uberlegung beschrinkt sich im Wesentlichen auf den formellen Rahmen der Demokratie, und
die Frage nach einem Mindestgehalt wird nicht tiefer behandelt als die fiir das diskursive Verfahren
erforderlichen Freiheiten.

Die vorliegende Analyse ist in drei Grundetappen unterteilt. Zuerst werden die Grundlagen des Mo-
dells mit der Bedeutung der Volkssouverinitit fiir ROUSSEAU (A.L.1) und seine Nachfolger (A.1.2)
untersucht. Ferner wird ihre mogliche Verwirklichung durch die Gewdhrung von Beteiligungsrech-
ten (A.IL.2), welche eine ideale Sprechsituation (A.Il.1) zwischen den Biirger zusichern, studiert.
Danach wird erldutert, warum diese Verwirklichung mit der unmittelbaren Demokratie praktisch
(B.I.1) und gesellschaftlich (B.1.2) begrenzt ist und wie die Einfiihrung einer Volksvertretung
(B.IL.1) unter bestimmten Voraussetzungen (B.I1.2) zu einer Losung fiihrt. Schliesslich folgt der
Vorschlag der Form der konsiliaren Demokratie (C.I1.2) als Ergebnis, das die direktdemokratischen
Instrumente (C.IL.1) als Mittel zur Vermeidung der Liicken des reinen Représentativsystems (C.1.1
und C.1.2) einfiihrt.

BLaw, Unterassistentin am Lehrstuhl fiir Verfassungsrecht (fr), Universitdt Freiburg. Ich danke Frau Sonja
Comte herzlich fiir ihre Hilfe bei der sprachlichen Korrektur dieser Arbeit.

1" 7Z.B.LEBHOLZ, S. 79.

2 LENK, S. 11 ff.
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A. Die Ausgangspunkte des Demokratievorbildes
I. Die Volkssouverinitiit als Ziel
1. Die rousseauistische Auffassung

a.  Die Volkssouverdnitdt als Ursprung des Staates und Regel seiner Ausgestaltung

Es ist unmoglich, ein allgemein giiltiges Demokratiemodell detailliert zu umschreiben. Die Lehre ist
sich in der Regel liber das Grundprinzip der Volkssouveranitit einig.? Dieses wurde zwar bereits vor
ROUSSEAU studiert?, aber der Philosoph gilt als beriihmtester Vertreter, weshalb von «rousseauisti-
scher Auffassung» gesprochen wird. Die folgende Untersuchung der Volkssouverdnitit wird im
Kontext der vorliegenden Analyse als erster Baustein eines praktisch anwendbaren Demokratiemo-
dells betrachtet.

Die Lehre der Volkssouverénitit verlangt, dass alle Staatsgewalt vom Volke ausgeht.> Dieses Prin-
zip gliedert sich in zwei Unterregeln. Erstens siecht ROUSSEAU das Volk als Legitimation des Staats-
wesens: Der Staat beruht auf dem Grundkonsens, dass der Gemeinwille iliber die Einzelwillen
herrscht. Dieser Grundkonsens, der Gesellschaftsvertrag, kann nur vom Volke getroffen werden.
Letzterer stellt den Akt dar, durch den die Biirger einstimmig zustimmen, in einer Gesellschaft ge-
meinsam leben zu wollen® und ist die einzige Organisationsform, welche die angeborene Freiheit
und Gleichheit der Menschen schiitzt.” In diesem Sinne, als Ursprung der Gesellschaftsform, ist das
Volk «souverdn» — diese Souvernitit ist eine Staatsform.® JORG PAUL MULLER hat diese Idee weiter
bearbeitet und geht von einem Grundkonsens aus, der den Verpflichtungen eine Geltung verleiht.”
Dieser Grundkonsens legitimiert daher den Bestand des Rechts.

Zweitens ist wesentlich, dass das Volk die Souverinitit selbst ausiibt.!® Nur wenn sich das Volk
selbst durch eigene Gesetze regiert, besteht die Moglichkeit des Ausdruckes des Gemeinwillens.!!
Diese Lehre der Selbstregierung stellt einen Umsturz in der Benutzung des Wortes Souverénitit dar.
Wo frithere Autoren in der Souverédnitit den Ausdruck der Beherrschung des Volkes sahen, hat
ROUSSEAU das Wort als Synonym vom Willen — préziser vom Volkswillen — benutzt. !?

Der Ausdruck des Gemeinwillens durch Gesetze ist wesentlich, da die «Parteien» des Gesellschafts-
vertrages sonst nicht bereit wéren, diesen Regeln zu gehorchen. Ausserdem erlaubt diese Form eine
Kontrolle der Macht, eine Volkseinheit, eine gegenseitige Anerkennung der Biirger und dadurch das

KAUFMANN, N 32; RHINOW, S. 137; WALDMANN, S. 16.

DELGADO, S. 43 f.; IMBODEN, Rousseau, S. 14.

IMBODEN, Rousseau, S. 15; MILLER, S. 64.

RoOUSSEAU, Buch I, Kap. V-VI, S. 12 ff.

ROUSSEAU, Buch I, Kap. IX, S. 19. Fiir ausfiihrlichere Erklédrungen: MILLER, S. 61 ff.

IMBODEN, Rousseau, S. 9; MILLER, S. 62; TSCHANNEN, § 6 N 9.

MULLER, S. 16, 23; TSCHENTSCHER, S. 32; s. auch MASTRONARD]J, S. 387.

10 CELLIER, S. 17.

11" BOCKENFORDE, S. 304; CELLIER, S. 19; KAUFMANN, N 43; MILLER, S. 63; ROUSSEAU, Buch II, Kap. VI, S. 30,
Buch III, Kap. I, S. 44 und Kap. XII, S. 69.

12 LENK, S. 12; MILLER, S. 120.

© ® 9 U AW
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Ende der Unterwerfung.!® Deshalb muss nicht nur die Wurzel des Staates, sondern auch seine kon-
krete Gestaltung im Konsens der Biirger liegen.'* In diesem Sinn stellt der Gesellschaftsvertrag die
Legitimation des Inhaltes des Rechts dar.

b.  Die Unteilbarkeit und Unabdingbarkeit der Volkssouverdnitit

Es geniigt nicht, wenn der Souverén die Macht an einen Monarchen delegiert und ein blosses Wider-
standsrecht im Fall einer Machtiiberschreitung hat.'> Aufgrund der Komplexitit der Organisation des
Widerstands und der Passivitit des Volkes infolge der Gewdhnung an den Monarchen wiirde ein
solches System die Volkssouverinitit trotz Widerstandsmoglichkeit nicht gewihrleisten.'® ROUSSE-
AU geht aber einen Schritt weiter, indem er den Gemeinwillen als tiberhaupt nicht durch eine Dele-
gation an einer Gruppe reprisentierbar betrachtet.!” In der Tat ist Ziel des Gesellschaftsvertrags die
Autonomie, im etymologischen Sinn von sich Regeln selbst geben.!® Das Volk, welches dank dem
Gesellschaftsvertrag souverén ist, darf den Vertrag nicht verletzen. Bereits die Unterwerfung gegen-
iber einem anderen Organ wiirde aber eine solche Verletzung darstellen und der unteilbaren und
unabdingbaren Souverinitit entgegenlaufen. '’

Deshalb miissen alle Gesetze im Einverstindnis der Biirger geschaffen werden.?? Bei Volksver-
sammlungen mit der Gesamtheit der Biirger treffen diese die Entscheidungen und bestdtigen die
gesellschaftlichen Verhiltnisse, die das Volk als Volk definiert.?! Mit der Einfiihrung eines repréisen-
tativen Organes ohne zusitzliche Massnahmen ist diese Bestéitigung der Volksmacht unmoglich.??

Eine Hilfe kann das Volk nur in der Regierung im engeren Sinn von einem mit der Gesetzesausfiih-
rung und des Schutzes der Freiheit beauftragten Gremium finden. Diese Regierung darf aber kein
unabhéngiges, sondern bloss ein dem Volk untergebenes Organ darstellen.?

2. Die Weiterbearbeitung der rousseauistischen Auffassung

Kennzeichnung der unmittelbaren Urform der Demokratie ist infolgedessen die Identitdt von Herr-
scher und Beherrschten, von Regierenden und Regierten®*, von Subjekten und Objekten der staatli-

13 MILLER, S. 108 f. Das Ziel von ROUSSEAU ist die Erfindung einer Losung fiir das am Anfang seines Werkes
festgestellte Problem: «L'homme est né libre, et partout il est dans les fers» (Buch I, Kap. I, S. 5), weshalb von
Unterwerfung gesprochen wird.

14 MILLER, S. 64; ROUSSEAU, Buch II, Kap. VI, S. 28 («[...] I'acte primitif par lequel ce corps se forme et s'unit ne
détermine rien encore de ce qu'il doit faire pour sa conserver»).

15 CELLIER, S. 17; ROUSSEAU, Buch I, Kap. VII, S. 15.

16 CELLIER, S. 17 f.

17 BOCKENFORDE, S. 304; DUFOUR, S. 66 f; KAUFMANN, N 43; MASTRONARDI, S. 387; MEYER, S. 59; MILLER,
S. 37, 71; ROUSSEAU, Buch 11, Kap. I, S. 20 und Buch III, Kap. XV, S. 73.

18 Vgl. MULLER, S. 16.

19 MILLER, S. 64, 120; RoUsSEAU, Buch I, Kap. VIL S. 15, Buch II, Kap. I, IL, S. 20 ff.

20 KAUFMANN, N 32; LENK, S. 12; MULLER, S. 21; ROUSSEAU, Buch II, Kap. VI, S. 30, Buch III, Kap. XV, S. 73.

21 IMBODEN, Rousseau, S. 12; MILLER, S. 37, 64, 71; RoUsSEAU, Buch III, Kap. XII, S. 69; s. auch DUFOUR, S. 73.

22 MILLER, S. 64; ROUSSEAU, Buch III, Kap. XV, S. 73 ff.

23 BOCKENFORDE, S. 313; DUFOUR, S. 71; MILLER, S. 40, 63; ROUSSEAU, Buch III, Kap. I, S. 45.

24 Diese Identitit bildet einen Teil des demokratischen Idealbildes. Die Tatsache, dass ROUSSEAU den «Gouverne-
ment» als untergeordnetes, separates Gremium vorsieht, ldsst sich durch die praktische Notwendigkeit dieses
Systems erkléren, in der «reinen» Demokratieform soll jedoch kein solcher Ausschuss bestehen. Das bedeutet
aber nicht ohne Weiteres, dass das reine Modell wiinschenswert ist, wie ROUSSEAU selbst betont.

7
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chen Autoritit und von Gesetzgebern und Gesetzessubjekten.?> Diese Verschmelzung verhindert,
dass Spannungen in den Machtverhiltnissen zwischen Herrscher und Beherrschten Revolutionen
verursachen.?¢

Damit von Identitit gesprochen werden kann, muss die grundlegende Gleichheit und Gleichberech-
tigung der Gesellschaftsmitglieder anerkannt werden. Insbesondere muss Letztere in Bezug auf die
politische Beteiligung gegeben sein.?” SCHMITT erklirt den Fokus auf diesen Aspekt dadurch, dass
«die politische Demokratie [...] nicht auf der Unterschiedslosigkeit aller Menschen beruh[t], sondern
nur auf der Zugehorigkeit zu einem bestimmten Volk»?®. Diese Ansicht findet ihre Wurzeln ebenfalls
in der Gesellschaftsvertragslehre: Ziel des Vertrages ist, die natiirliche menschliche Ungleichheit
durch eine moralische und legitime Gleichheit zu ersetzen.?’ Es handelt sich um die Verleihung der
Gleichheit in der Gesellschaft, weshalb das wichtigste Grundprinzip die gleichberechtigte Bestim-
mung der Regeln der Gesellschaft ist.

Logische Folge der Gleichheit ist die Verleihung weiterer Gleichheiten, insbesondere des gleichen
Stimmrechts und des gleichen Zugangs zu Amtern, und die Anerkennung der gleichen Fihigkeit
jedes Biirgers, eine gerechte politische Entscheidung zu treffen.’® Die blosse Fahigkeit geniigt je-
doch nicht, die Biirger miissen ferner an der Entscheidung teilnehmen. In der Tat sollen die Biirger
ROUSSEAUS Ansicht nach nur jenem Gesetz unterworfen werden, dem sie zugestimmt haben.’!
Vollkommen ist das System deshalb nur, wenn das Tétigsein des Volkes wirklich gegeben ist. Nur
dadurch erfolgt ein Miteinbezug der Biirger in die Bildung des Volkswillens.?? Die Demokratie ist in
diesem Sinn ein stetiger Prozess, an dem jeder mitwirken muss.3?

Die Anerkennung der volligen Gleichberechtigung jedes Volksmitglieds bedeutet zugleich Anerken-
nung der Herrschaft des Volkswillens. Werden alle gleich betrachtet, so kdnnen sie gemeinsam unter
der Bezeichnung «Volk» erfasst werden. Aus der qualitativen Identitdt der Volksmitglieder wird die
numerische Identitit des Volkes geschafft. Wenn die Entscheidungen von ihrem Willen abhéngig
sind, konnen sie deshalb als Ausdruck des Volkswillens betrachtet werden.3*

Nur wenn das Volk nicht gegen den Willen eines anderen Staatsorganes kimpfen muss, erfolgt die-
ser Ausdruck frei.? Fiir CELLIER dient die Sicherung dieser Organisationsform dazu, eine Harmonie

25 MASTRONARDI, S. 387; SCHMITT, Verfassungslehre, S. 234; SCHMITT, Parlamentarismus, S. 35; s. auch CELLIER,
S. 20; LEIBHOLZ, S. 224; RHINOW, S. 170. Kritisiert wird diese Ansicht von MAX IMBODEN, fiir welchen es eine
Alternativitiat zwischen Trennung und Identitdt zwischen Herrscher und Beherrschter gibt (IMBODEN, Rousseau,
S. 20).

26 CELLIER, S. 20.

27 BELSER, S. 34; LEIBHOLZ, S. 219; MULLER, S. 15, 20; SCHMITT, Verfassungslehre, S. 224 f., 235; RHINOW,
S. 145; SLUPIK, S. 369; THURER, S. 43.

28 ScHMITT, Verfassungslehre, S. 227 (kursive Hervorhebung vom Autor).

29 MASTRONARDI, S. 387; ROUSSEAU, Buch I, Kap. IX, S. 19; s. auch RHINOW, S. 161 («[...] der Mensch [kann] nur
in der Gesellschaft Mensch seiny).

30 ScHMITT, Verfassungslehre, S. 227; THURER, S. 46.

31 RoUSSEAU, Buch II, Kap. VI, S. 30; s. auch MILLER, S. 38; MULLER, S. 21.

32 RHINOW, S. 162; s. auch MASTRONARDI, S. 387 («[...] Bereitschaft, an der Auseinandersetzung um das Gemein-

wohl teilzunehmen [...]»).

KAUFMANN, N 58 («Demokratie ist kein Zustand, sondern ein Prozess, ein stetiges Ringen um gerechte Losun-

gen»); MILLER, S. 40; RHINOW, S. 157; RHINOW/SCHEFER, N 198; s. auch SLUPIK, S. 602.

3 Vgl. RaNow, S. 157.

35 CELLIER, S. 19 f;; s. auch RHINOW, S. 161 («ohne Fremdeinfliisse»).

33
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zwischen der Realitdt und dem Recht zu schaffen. Seiner Ansicht nach ist die Volkssouverénitit als
faktische Macht eine Realitit in irgendeiner Staatsform.3¢ Die Einfiihrung des Demokratieprinzips
stellt lediglich die rechtliche Anerkennung dieses Zustandes dar.?’

II. Die Diskurstheorie als Mittel

1. Die Zusicherung der Gleichberechtigung durch die ideale Sprechsituation

Als Folge des oben beschriebenen Souverénititsbegriffes miissen die Entscheidungen durch gleich-
berechtigte Biirger unter gleicher Teilhabemdglichkeit frei getroffen werden.?® Eine Verwirklichung
dieses Ziels erfolgt durch die Sicherung einer idealen Sprechsituation, wie sie von HABERMAS be-
schrieben wurde.** Dadurch wird das Gesprich von jeglichem der Kommunikation anhaftenden
Zwang und von allen dusseren Einwirkungen befreit: Einziger Einfluss ist «der zwanglose Zwang
des besseren Argumentes»*’. Demzufolge muss der Entscheidungsprozess in dieser Richtung institu-
tionalisiert werden.*!

Diese Institutionalisierung erfolgt durch eine Verteilung der Chancen in Bezug auf die Sprechakte.
Erstens muss zwischen den potentiellen Teilnehmern die Chancengleichheit beziiglich der kommu-
nikativen Sprechakte gewdhrt werden, d.h. beziiglich der Ingangsetzung und der Perpetuierung des
Diskurses «durch Rede und Gegenrede, Frage und Antwort»*?. Zweitens miissen alle Vormeinungen
durch Deutungen, Behauptungen, Empfehlungen, Erkldrungen und Rechtfertigungen der Kritik (im
Sinne einer Begriindung und Widerlegung) ausgesetzt werden.*3 Drittens ist die gleichméssige Fi-
higkeit des Ausdruckes der extraverbalen Ausserungen fiir die reziproke Zustimmung wesentlich.*
Schliesslich muss die Chancengleichheit beziiglich der Verwendung von regulativen Sprechakten
(Befehl, Widersetzen, Erlaubnis, Verbot, Versprechen, usw.) gewihrleistet werden.*> Logischer-
weise setzt der Diskurs voraus, dass alle Teilnehmer bereit sind, ihre Argumente zu Gunsten rationa-
lerer Ideen aufzugeben, da ansonsten das Verfahren vergeblich wire.*¢

Diese Sprechsituation soll die Erzeugung eines verniinftigen Konsenses erlauben, dem von allen
potentiellen Teilnehmern zugestimmt werden sollte.*” Der Begriff «Vernunft» oder «Rationalitity
wird hier durch die Verfahrensbedingungen bestimmt: Das kritische Prinzip erlaubt den Sieg des
besseren Argumentes.*®

36 Das gilt dank der Moglichkeit von Revolutionen auch fiir die Form der Monarchie (CELLIER, S. 12 f).

37 CELLIER, S. 12 ff.

38 Z.B. MULLER, S. 26; REESE-SCHAFER, S. 13; THURER, S. 43; s. auch TSCHENTSCHER, S. 33 fiir die Sicherstellung
des Grundkonsenses durch Freiheit, Gleichheit und Teilhabemdglichkeit.

39 HABERMAS, Wahrheitstheorien, S. 255.

40 REESE-SCHAFER, S. 13; s. auch HABERMAS, Wahrheitstheorien, S. 255; KAUFMANN, N 31.

41 MULLER, S. 15; REESE-SCHAFER, S. 10.

42 HABERMAS, Wahrheitstheorien, S. 255.

43 HABERMAS, Wahrheitstheorien, S. 255; s. auch MULLER, S. 24, 145.

4 HABERMAS, Wahrheitstheorien, S. 256; s. auch MULLER, S. 24, 145; TSCHENTSCHER, S. 33.

4 HaBERMAS, Wahrheitstheorien, S. 256.

46 BACHTIGER/TSCHENTSCHER, S. 5; MULLER, S. 15, 24 f.; TSCHENTSCHER, S. 33.

47 HABERMAS, Wahrheitstheorien, S. 257; MASTRONARDI, S. 392; s. auch THURER, S. 46 («[...] zu einem sachge-
rechten politischen Urteil zu gelangeny).

48 MASTRONARDI, S. 392; REESE-SCHAFER, S. 13.
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2. Der Grundkonsens in der Institutionalisierung der gleichberechtigten Gewahrleistung der
Beteiligungsrechte

a. Von der Selbstbestimmung zur Mitbestimmung

HABERMAS’ Ansicht nach konzentriert sich das Demokratieprinzip auf den Diskurs beziiglich den
Handlungsnormen, die in Rechtsform auftreten. Dieser Diskurs muss in einem bestimmten Bezugs-
system stattfinden und sein Ergebnis stellt den Ausdruck des kollektiven Willens innerhalb dieses
Bezugssystems dar.* Das Demokratieprinzip besage, «dass nur die juridischen Gesetze legitime
Geltung beanspruchen diirfen, die in einem ihrerseits rechtlich verfassten diskursiven Rechtset-
zungsprozess die Zustimmung aller Rechtsgenossen finden konnen»*°. Von zentraler Bedeutung ist
hier der Begriff «Rechtsgenossen». Fiir HABERMAS handelt es sich um Gesellschaftsmitglieder, «die
einander als freie und gleiche Mitglieder einer freiwillig eingegangenen Assoziation anerkennen»’!.
In diesem Kontext wird die Verbindung mit ROUSSEAUS Lehre deutlicher: Die Entscheidungen wer-
den innerhalb einer bestimmten Gesellschaft getroffen und werden weder abstrakt noch fremd be-
stimmt.*?

Demzufolge bedeutet das Demokratieprinzip eine Institutionalisierung der verniinftigen politischen
Meinungs- und Willensbildung, so dass jeder Biirger die freie, gleiche und aktive Teilnahme am
diskursiven Prozess geniesst und dieselbe Chance hat, seinen Willen zu bilden, zu &ussern sowie
durchzusetzen.>® Durch die Mitwirkung eines jeden Biirgers wird die Fremdbestimmung dank der
Mitbestimmung vermieden. In der Tat bedeutet Mifbestimmung innerhalb eines Volkes zwar nicht
individuelle Selbstbestimmung, aber doch Selbstbestimmung dieser bestimmten Gruppe.’* Die
Selbstbestimmung erfolgt infolgedessen durch den Prozess der politischen Beteiligung, dessen Ak-
teure die Biirger sind.>

b.  Von der Einstimmigkeit zum Grundkonsens

Hier liegt die Besonderheit der Volksherrschaft nach der vorgestellten Theorie: Sie bedeutet nicht,
dass die getroffene Entscheidung jedem einzelnen Willen entspricht, sondern, dass die Chance des

4 HABERMAS, Faktizitit und Geltung, S. 139. Diese Spezifizierung macht er, damit das Recht von der Moral unter-
schieden werden kann. Diese Frage wird im Rahmen dieser Arbeit nicht weiter behandelt. S. auch REESE-
SCHAFER, S. 11 («Nur das politische System selbst kann die kollektiv bindenden Entscheidungen beschliessen
[...]»); WALDMANN, S. 18.

30 HABERMAS, Faktizitit und Geltung, S. 141; s. auch BACHTIGER/TSCHENTSCHER, S. 4 f.; REESE-SCHAFER, S. 13;
TSCHENTSCHER, S. 34.

31 HABERMAS, Faktizitit und Geltung, S. 141; s. auch REESE-SCHAFER, S. 13.

2 Supra Kap. AL1b und A.L2, S. 4 f; RHINOW, S. 161; ROUSSEAU, Buch II, Kap. XI, S. 41; SCHMITT, Verfas-
sungslehre, S. 227; WALDMANN, S. 18; s. auch MULLER, S. 26 («Der demokratische Grundkonsens findet Gestalt
in realen zwischenmenschlichen Kommunikationsprozesseny).

33 HABERMAS, Faktizitdt und Geltung, S. 142; MASTRONARDI, S. 391; MULLER, S. 15, 145 f.; RHINow, S. 169;
ScHOLz, Politische Partizipation, S. 164; SLUPIK, S. 369; WALDMANN, S. 18; s. auch REESE-SCHAFER, S. 10 und
TSCHENTSCHER, S. 34.

34 MASTRONARDI, S. 385; RHINOW, S. 162 f.

35 BACHTIGER/TSCHENTSCHER, S. 5; HABERMAS, S. 138 ff.; KAUFMANN, N 30, 58; REESE-SCHAFER, S. 13; RHINOW,
S. 157, 163; RHINOW/SCHEFER, N 198; SLUPIK, S. 370, 603; TSCHENTSCHER, S. 34. Dadurch wird eine Losung
zum Problem der Fremdbestimmung, wie z.B. SEILER es hervorgehoben hat, gefunden (s. SEILER, S. 241: «De-
mokratie bedeutet nicht Herrschaftsfreiheit oder Selbstregierung, sondern stellt fiir den Einzelnen eine Fremdbe-
stimmung dary).
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Willensausdrucks und der Willensdurchsetzung jedes Biirgers gleichermassen gewihrt wird.
TSCHENTSCHER verwendet den Ausdruck der «relative[n] Einigkeit iiber das Verfahren der legitimen
Rechtsetzung»?’. In diesem Sinn — vom Vertrauen in der Diskursbereitschaft — soll meinem Erachten
nach auch der Grundkonsens von JORG PAUL MULLER verstanden werden.>®

Dadurch wird die Kritik, der ROUSSEAU wegen seines Begriffes der fiktiven Einstimmigkeit ausge-
setzt war, und der Vorwurf der Uberforderung der Biirger entschirft.’® Einstimmige Entscheidungen
sind unter den heutigen Gesellschaftsverhdltnissen, insbesondere aufgrund ihres anwachsenden Plu-
ralismus, unmdglich.%® Dieser Pluralismus soll allerdings nicht abgeschafft, sondern im Entschei-
dungsprozess offengelegt werden, damit am Ende Konkordanz zwischen den verschiedenen Grup-
pen unter Beachtung der diskursiven Meinungs- und Willensbildung ergeht.®' Die Auseinanderset-
zung pluralistischer Gruppen- oder Einzelinteressen verhindert die einseitige Entscheidung durch
eine Machtgruppe.®? Ein solches einsehbares Verfahren, in dem alle ihre Meinung einbringen kén-
nen, ist notwendig, damit die Verbindlichkeit des Ergebnisses erhohte Anerkennungschancen er-
halt.

Die Kritik von BOCKENFORDE, ohne Représentation sei eine Entzweiung von homme bzw. volonté
de tous und citoyen bzw. volonté générale nicht akzeptiert, kann somit iiberwunden werden.® Durch
den Grundkonsens in der Diskursbereitschaft und die Figur der relativen Einigung ist eine Differen-
zierung des Einzelwillens vom Gesamtwillen nicht nur empirisch, sondern auch theoretisch moglich.

Die Stirke der Volksherrschaft bemisst sich daher nach der Existenz von Meinungsbildungs-, Ausse-
rungs- und Durchsetzungsmoglichkeiten (allgemein: nach den Beteiligungsrechten), die eine gleich-
berechtigte diskursive Fragenbesprechung dienen.® Die unmittelbare Demokratie ist die Staatsform,
die dem Biirger die weitgehendsten Ausdrucks-, Einfluss- und Entscheidungsmdglichkeiten einzu-
rdumen scheint, denn sie ist die einzige Form, in welcher jeder ein gleiches konkretes Teilnahme-
recht in Bezug auf den Meinungsausdruck und das Abstimmungsrecht hat und in der keine Gruppe
zumindest urspriinglich mehr Macht besitzt. %

36 MASTRONARDI, S. 387 («Indem alle am Staat teilnehmen, bilden sie selber den Staat»); SLUPIK, S. 370; TSCH-
ENTSCHER, S. 33; WALDMANN, S. 18; s. auch DELGADO, S. 44.

57 TSCHENTSCHER, S. 35.

8 MULLER, S. 23.

3 CELLIER, S. 27 ff.; LENK, S. 24.

60 CELLIER, S. 31.

61 BACHTIGER/TSCHENTSCHER, S. 4; MASTRONARDI, S. 391 f.; REESE-SCHAFER, S. 11. Fiir eine gegenstzliche
Meinung iiber die Integration des Pluralismus s. BOCKENFORDE, S. 308 f.

62 MULLER, S. 32.

63 KAUFMANN, N 33; MASTRONARDI, S. 386; MULLER, S. 24, 155; contra BOCKENFORDE, S. 325.

6 BOCKENFORDE, S. 323 ff.

65 MULLER, S. 24; SLUPIK, S. 370; s. auch RHINOw, S. 145.

6 MULLER, S. 22; vgl. REESE-SCHAFER, S. 13 («Jeder hat ein gleiches Rede- und Stimmrecht [...]»).
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B. Die notwendige Erginzung durch eine demokratisch autorisierte
Reprisentation

I. Die Grenzen der unmittelbaren Demokratie

1. Die praktischen Griinde

Kompliziert wird jedoch die Sicherung der unmittelbaren diskursiven Besprechung innerhalb einer
grosseren Gesellschaft.®” Fiir die rationale Auseinandersetzung geniigt es in der Tat nicht, dass die
Teilnehmer ihre Meinung &dussern, sondern sie miissen vielmehr «auf die Argumente der andern
ein[...]gehen»®® und bereit sein, einen echten Konsens zu erzeugen®. Im Unterschied zur Zivilge-
sellschaft miissen die politischen Organe am Ende einen Entscheid treffen und kdnnen nicht nur
Kritik iiben.” Es ist unvorstellbar, dass alle Biirger gleichzeitig, gemeinsam und nach einer vertief-
ten Auseinandersetzung mit der Problematik tiber alle Sachfragen entscheiden.”!

Die anwachsende Spezifizitit jedes Sachbereichs stellt ein erstes Problem fiir das Erfinden einer
verniinftigen Losung durch eine grosse Menge von Beteiligten dar. Effizienz setzt spezialisiertes
Wissen voraus. Eine arbeitsteilige Organisation stellt sicher, dass eine Frage grundlegend und ein-
schliesslich komplexer Aspekte behandelt wird.”” Eine solche Organisation schliesst aber die Teil-
nahme aller am Entscheidungsprozess aus. Die Beantwortung muss vielmehr an ein besonderes
Gremium delegiert werden.”

Hinzu kommt das Problem des Zeitmangels. Das wirksame Funktionieren eines Staates ist unter
anderen davon abhéngig, dass die Entscheide innerhalb einer verniinftigen Zeitdauer getroffen wer-
den. Ein reines Diskursverfahren zwischen allen Biirger wére jedoch unendlich, wéahrend die Einfiih-
rung einer Vertretung die Einhaltung kiirzerer Fristen erlaubt.’

Auf einer praktischen Ebene stosst das Modell der vollkommenen Versammlungsdemokratie an
Grenzen: Vollkommene Identitdt und Chancengleichheit konnen nie absolut erreicht werden.”>
ROUSSEAU selbst erkennt diese Unméglichkeit.”® Aufgrund dessen spricht SCHMITT von «Identifika-
tion» anstatt von «Identitity.””

2. Die gesellschaftlichen Griinde

Neben den konkreten praktischen Griinden bestehen auch soziologische Griinde, die dem Begriff des
Volkswillens in seinen beiden Teilen (einerseits «Volk» und andererseits «Wille») innewohnen.

7 Statt vieler: MILLER, S. 70; vgl. BOCKENFORDE, S. 305.

68 MULLER, S. 157.

®  MULLER, S. 157 f.

70 MULLER, S. 158.

71 ScHMITT, Parlamentarismus, S. 42; vgl. CELLIER, S. 21.

72 MULLER, S. 158.

73 MULLER, S. 162 f. fiir das Beispiel der Parlamentsausschiisse.

74 SCHMITT, Parlamentarismus, S. 42; SLUPIK, S. 367.

75 CELLIER, S. 20 f,, 24; KRBEK, S. 70; MULLER, S. 155; SCHMITT, Parlamentarismus, S. 35.
76 ROUSSEAU, Buch III, Kap. IV, S. 53; s. auch MILLER, S. 65, 106.
77 ScHMITT, Parlamentarismus, S. 35.
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Ein Grundproblem der Lehre der unmittelbaren Demokratie ist, dass sie vom Volke als Einheit an
sich spricht. Jedoch wird das Volk mangels anderer Figur als eine Vielheit, nimlich der Gesamtheit
der vereinzelten Individuen, wahrgenommen.”® Es handelt sich in der Tat um ein zusammengesetztes
Organ, wo jeder Biirger ein Teilorgan ist.” Selbst wenn die qualitative Identitét der Biirger durch
ihre Grundgleichheit anerkannt wird, bleibt die Einheit des Volkes, das heisst seine numerische
Identitiit, als solche unsichtbar.®

Infolgedessen ist auch der Wille des Volkes eigenartig. Konkret greifbar ist er nur in dem «[...] Wil-
len zum Volksein, zum gemeinsamen Staat, zur Gestaltung und Ordnung der gesellschaftlichen
Krifte»8!, das heisst im Grundkonsens, im Gesellschaftsvertrag selbst, in der relativen Einigkeit zum
diskursiven Rechtsetzungsverfahren.®? Im Ubrigen ist der Volkswille zwar existent, aber diffus und
der Formung bediirftig.®* Allein kann das Volk den Inhalt seines einheitlichen Willens nicht formu-
lieren.® Konkretisiert und ausgedriickt werden muss er durch Fragen und Vorschlige.®

Die Einfithrung einer Volksvertretung macht das geistige Ganze durch einen sozial-psychologischen
Vorgang konkret greifbar.® Fiir SCHMITT wird «ein unsichtbares Sein durch ein 6ffentlich anwesen-
des Sein sichtbar [ge]mach[t] und vergegenwirtig[t]»®’. Daraus werden die Individualwillen zu ei-
nem iiberindividuellen Willen integriert und dadurch eine Individualisierung des Gemeinschaftswil-
lens geschaffen.®® Dieser Faktor widerspricht daher nicht dem Prinzip der Volkssouverinitit.® Hin-
gegen wird die Herrschaft des Volkes als Einheit, als Staatsorgan iiber das Volk und als Vielheit
sichergestellt.”®

II. Die Einfiithrung der Volksvertretung als konkrete Losung
1. Die Rolle der Volksvertretung

a. Die liberale Auffassung der Rolle der Volksvertretung

Im Kern der liberalen Stromung des 19. Jahrhunderts stehen die Autonomie des Individuums und die
Privatinteressen. Nach ihren Anhdngern diirfe der Staat kein von Einzelinteressen losgelostes Kol-
lektivinteresse bestimmen. Im Gegenteil sollte die Macht zu Gunsten des Schutzes von subjektiven

78 LEIBHOLZ, S. 48.

7 AUER, N 26; RHINOW, S. 173.

80 CELLIER, S. 89; SCHMITT, Verfassungslehre, S. 209 ff.

81 BOCKENFORDE, S. 306.

8 Supra Kap. A.IL2.b, S. 8 f; s. auch MILLER, S. 117 («[...] the constitution of political right, wherever it legiti-
mately occurs, necessarily involves an act of complete democracy [...]»).

8 BOCKENFORDE, S. 306; RHINOwW, S. 173.

8 AUER, N 26; CELLIER, S. 32; RHINOwW, S. 173.

85 BOCKENFORDE, S. 306; CELLIER, S. 32; EICHENBERGER, S. 100.

8 CELLIER, S. 88 ff.; LEIBHOLZ, S. 48, 57; MEYER, S. 105; SLUPIK, S. 636.

87 ScHMITT, Verfassungslehre, S. 209; s. auch CELLIER, S. 89.

8  LEIBHOLZ, S. 58; MEYER, S. 105.

8 Contra CELLIER, S. 32.

%  MEYER, S. 103; SLUPIK, S. 636; vgl. CELLIER, S. 108.
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Rechten moglichst stark kontrolliert werden.’! Von dieser Idee wurde damals die Betrachtung der
Rolle der Parlamente geprigt.

Als Ziel galt vor allem die Verhinderung der «Herrschaft des momentanen Mehrheitswillens» 2, die
wegen des menschlichen Egoismus zu unverniinftigen Freiheitsbeschrankungen fiihren konnte.”3 Die
Einfliihrung einer aus besonders begabten, erfahrenen und verniinftigen Menschen bestehenden
Volksvertretung sollte die Qualitit des Entscheidungsfindungsverfahrens dank der Erweiterung der
Gedanken und der vollkommenen Verstindigung der Probleme erhéhen.®* Die Auseinandersetzun-
gen innerhalb des bestimmten Diskursforums sollten ein verniinftiges Gleichgewicht zwischen Kol-
lektivitdt und individuellem Schutz schaffen.”

Eine solche Auffassung entspricht nicht dem in dieser Arbeit dargestellten Demokratiemodell. Sie
widerspricht der grundlegenden Gleichheit jedes Biirgers, indem sie die Abgeordnete als Elite be-
trachtet. Ausserdem ist sie mit den soziologischen Griinden der Unmoglichkeit der Versammlungs-
demokratie nicht vereinbar. In der Tat sucht das liberale Modell nicht den besten Weg, den Volks-
willen auszudriicken, sondern zielt darauf ab, den individuellen Willen zu schiitzen. Im Gegenteil
wird hier gefordert, dass die Formulierung des Volkswillens mittels Volksvertretung aber nicht nach
den Interessen der Abgeordneten erfolgt. Die Rolle des Parlamentes muss infolgedessen von der
elitdren liberalen Idee befreit werden.

b.  Die Figur der Volksvertretung als eine demokratische Ermdchtigung

Vielmehr muss die Représentation als staatliches Organ im Namen und im Auftrag des Volkes han-
deln.®® Zunichst bedeutet dies, dass ihre Herrschaftsfunktion durch den Volkskonsens legitimiert
wird.”” Das Parlament ist ein demokratisch autorisiertes Entscheidungsorgan.”® Die Ermachtigung
wird aber nicht endgiiltig gegeben, sondern muss stetig erneuert werden.”” In diesem Sinn handelt
das Parlament im Namen des Volkes: Das Volk erlaubt, dass die Entscheide dieses Organes ihm
gleich wie jene eines Bevollmichtigten zugerechnet werden.!?’ Dieses Verhiltnis nennt BOCKEN-
FORDE die formale Reprisentation.'?!

Dariiber hinaus muss die Repréisentation das Volk inhaltlich vertreten und nicht, wie bei der libera-
len Lehre, partikulire Interessen verteidigen. !> Die inhaltliche Reprisentation ist eine unabdingbare
Voraussetzung des Konsenses der Biirger in diesem Entscheidungsverfahren.!93 Sie gewéhrleistet,

9l LEIBHOLZ, S. 224; MASTRONARDI, S. 389.

92 IMBODEN, Staatsformen, S. 26.

9 ]IMBODEN, Staatsformen, S. 25; LENK, S. 21; MASTRONARDI, S. 389; MEYER, S. 64.

% IMBODEN, Staatsformen, S. 25; SCHMITT, Verfassungslehre, S. 310; SLUPIK, S. 602; THURER, S. 47.

%  IMBODEN, Staatsformen, S. 25; LENK, S. 14; MASTRONARDI, S. 389; ScHOLz, Parlamentarische Demokratie,
S. 14; ScHoOLZ, Politische Partizipation, S. 161; THURER, S. 47.

%  RHINOW, S. 193.

97 RHINOW, S. 193, 197.

9% BOCKENFORDE, S. 317 f.; RHINOW, S. 193.

9% BOCKENFORDE, S. 317.

100 BOCKENFORDE, S. 317 f. Die Analogie mit der privatrechtlichen Bevollmédchtigung geht aber nicht weiter, wie
CELLIER in seiner Dissertation ausfiihrt (insb. S. 75-79).

101 BOCKENFORDE, S. 317 f.

102 BELSER, S. 35; BOCKENFORDE, S. 319; RHINOW, S. 197 £} SLUPIK, S. 636.

103 Sypra Kap. A.I1.2.b, S. 8 1.
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dass die demokratische Bevollmichtigung keine leere Willensdelegation ist'®, sondern «dass die
einzelnen und die Biirger insgesamt (das Volk) in d[em] Handeln [der Représentation] sich wieder-
finden konnen [...]»'%°. Reprisentation ist somit ein stetiger, von der Haltung der Repridsentanten
abhingiger Prozess, der eine Identifikation mit dem Volkswillen ermdglichen sollte. %

Folglich miissen die Abgeordneten eine besondere Amtsstellung annehmen. Dem Amtsbegriff inha-
rent ist die Entfremdung eigener Interessen in der Ausiibung der Funktion: Der individuelle Wille
wird durch einen amtlichen, 6ffentlichen Willen ersetzt.'” Als Amt muss sich der Abgeordnete be-

108

miihen, herauszufinden, «was als verbindend Gemeinsames gewusst und empfunden wird»'*® und es

auszudriicken.

Das offentliche Zusammenspiel zwischen biirgerlichen Willensdusserungen und parlamentarischen
Meinungsbildungen ermoglicht die Herstellung (und nicht die blosse Entdeckung) eines Konsenses,
der als Volkswille identifiziert werden konnte.'” In diesem Sinn ist das Parlament ein Miniaturbild
der Gesellschaft!''?: Eine Gruppe von durch das Volk legitimierte Menschen lassen ihre eigenen
partikuldren Interessen beiseite, um durch ein 6ffentliches Meinungs- und Willensbildungsverfahren
Argumente aus dem Volk abzuwigen und daraus mit Hilfe eines diskursiven Prozesses den Volks-
willen zu herstellen.!!!

2. Die Voraussetzungen der Ausgestaltung des Reprisentativsystems

a. Eine Vorbemerkung

Damit die Volksvertretung ihrer formalen und inhaltlichen Rolle gerecht werden kann, muss die
Ubertragung der unmittelbaren Gewaltausiibung bestimmte konkrete Voraussetzungen erfiillen. Die
nachfolgende Liste ist eine Zusammenfassung der wesentlichsten Anforderungen und strebt nicht
danach, eine erschopfende Aufzéhlung aller Voraussetzungen eines Parlamentes zu sein. Ziel ist
lediglich eine Skizze der Grundelemente, die eine Konkretisierung des oben beschriebenen Vertre-
tungsmodells erlauben. Diese Grundelemente konnen in verschiedenen Ausgestaltungen und in mehr
oder weniger intensiven Formen existieren. !

b.  Die Riickbeziehung der Gewalt auf das Volk

Erste wesentliche Voraussetzung ist der Bestand einer echten Delegation zu Gunsten der Vertretung,
das heisst, dass die Gewaltausiibung durch das Parlament vom Volke legitimiert wird.!!3 Diese Legi-

104 BOCKENFORDE, S. 317, 319.

105 BOCKENFORDE, S. 319; s. auch MULLER, S. 155.

106 BHCKENFORDE, S. 319; MULLER, S. 155; RHINOW, S. 198; supra Kap. B.I.1, S. 10 f.

107 BOCKENFORDE, S. 320; RHINOW, S. 198.

108 BOCKENFORDE, S. 322.

109 BOCKENFORDE, S. 322; RHINOW, S. 198 f.

110 Rumow, S. 195.

11 BOCKENFORDE, S. 323; MULLER, S. 155, 158; RHINOW, S. 198 f.

112 BOCKENFORDE, S. 315.

113 BOCKENFORDE, S. 314 f; SLUPIK, S. 647. Im schweizerischen Recht s. z.B. Art. 149 Abs. 2 BV.
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timation erfolgt durch allgemeine, freie, gleiche und geheime Wahlen.!'* Die Bedingungen gewihr-
leisten, «dass kein Abstimmungs- oder Wahlergebnis anerkannt wird, das nicht den freien Willen der
Stimmbiirger zuverlissig und unverfilscht zum Ausdruck bringt»!'S, und allgemeiner, dass jeder
Biirger eine Chancengleichheit beziiglich der Wahlbarkeit, der Stimmrechtsrechtkraft und der Mei-
nungsbildungsmoglichkeit geniesst.''® Im schweizerischen Recht werden diese Bedingungen unter
Art. 34 Abs. 2 BV subsumiert.!!” Die Rechtsprechung entwickelte aus diesem Artikel eine Vielzahl
von Geboten und Verboten. Eine umfassende Studie davon wiirde der Grosse der vorliegenden Ar-
beit nicht entsprechen, weshalb an dieser Stelle auf die spezialisierte Literatur verwiesen wird.!'®

Damit die Parlamentsgewalt wirklich auf das Volk riickbezogen werden kann ist zudem erforderlich,
dass die Abgeordneten Vertreter des ganzen Volkes darstellen. Ansonsten wére weder die formale
Représentation der Nation (keine Legitimation aus dem Volk) noch die inhaltliche Reprisentation
(keine Identifikation zum Volkswillen) gegeben.'' Als Auftragnehmer eines Kollektivmandates
diirfen die Parlamentarier keine partikuldren Interessen verteidigen'20. Allfallige Weisungen oder
imperative Auftrige miissen verboten und fiir nichtig erklart werden.!?! Der Vertreter muss in seiner
Suche nach dem Kollektivwillen unabhéngig sein, um die Fahigkeit zu haben, auf die Argumente
anderer ernsthaft einzugehen. >

¢.  Der Schutz vor einer souverdnen Stellung der Vertretung

Als zweite Gruppe von Anforderungen miissen Massnahmen getroffen werden, damit das Volk seine
Gewalt nicht definitiv aufgibt, sondern lediglich delegiert. Die Erlangung einer souveridnen Stellung
durch das gewihlte Gremium muss verhindert werden. !>

Dazu miissen die Wahlen zunéchst periodisch sein.'?* Kein Abgeordneter darf sich in einer Stellung
befinden, deren Erhaltung er sich sicher ist. Diese Periodizitét ist eine Bestdtigung der formalen
Legitimation des Organs. Sie zeigt, dass das Amt des Abgeordneten stetig auf das Volk riickbezogen
werden kann.'?

114 KAUFMANN, N 36; KRBEK, S. 72; LEIBHOLZ, S. 224; RHINOW, S. 193; RHINOW/SCHEFER, N 2026; SLUPIK, S. 565;
TSCHANNEN, § 6 N 16. Fiir die offene Stimmabgabe in den Kantonen s. jedoch BGE 121 1 138 E. 4 und BRAUN,
N 521 ff.

115 7 B. BGE 124 155, E. 2a; s. auch BRAUN, N 462.

1167 B. BGE 124 1 55 E. 2a; BGE 121 I 138, E. 3; MULLER, S. 163; s. auch Art. 136 Abs. 1 i.f. («Alle haben die
gleichen politischen Rechte und Pflichten»), Art. 143 BV (Wéhlbarkeit).

17 Art. 34 Abs. 2 BV: «Die Garantie der politischen Rechte schiitzt die freie Willensbildung und die unverfilschte
Stimmabgabey; s. auch BRAUN, N 467 mit Hinweisen.

118 7 B. AUER/MALINVERNI/HOTTELIER, N 913 ff.

119 Ausfiihrlich zu diesem Prinzip: CELLIER, S. 60 ff.

120 Zum Einfluss von Interessengruppen und Verbandsinteressen auf die Verwirklichung dieser Idee, s. infia
Kap. C.I.1, S. 18 f.

121 Im schweizerischen Recht: Art. 161 BV (Instruktionsverbot). S. auch z.B. Art. 11 (Offenlegungspflichten),
12 (Unabhéngigkeit gegeniiber anderen Staaten), 14 (Unvereinbarkeiten) ParlG.

122 BOCKENFORDE, S. 315; KRBEK, S. 77, 79; LEIBHOLZ, S. 75, 99; SCHMITT, Verfassungslehre, S. 318.

123 BELSER, S. 34; BOCKENFORDE, S. 314.

124 BOCKENFORDE, S. 315; KAUFMANN, N 36; SEILER, S. 252; SLUPIK, S. 646; TSCHANNEN, § 6 N 16. Im schweizeri-
schen Recht: Art. 145 BV (Amtsdauer) und Art. 149 Abs. 2 BV.

125 BOCKENFORDE, S. 315.
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Ausserdem muss das Handeln des Parlaments als verfasste Gewalt durch bestimmte, durch die Ver-
fassung eingerdumte Kompetenzregeln begrenzt werden. Es darf nicht die Voraussetzungen seiner
delegierten Macht selber erweitern (oder vermindern).!?® Die Gewaltenteilung schiitzt vor solchen
materiellen Ubergriffen in den Kompetenzen der Stimmberechtigten. 127

d.  Die dynamisch-dialektische Beziehung zwischen dem Volk und der Volksvertretung

Ziel der Machtdelegation an das Parlament ist die Herstellung eines Volkskonsenses durch das dis-
kursive Verfahren.!?® Dies erfordert die Erfiillung von Voraussetzungen im Entscheidungsverfahren
des Parlamentes selbst und in der Meinungsbildung und dem Meinungsausdruck der Zivilgesell-
schaft.

Zum einen miissen innerhalb des Parlamentes die Bedingungen einer idealen Sprechsituation sicher
gestellt sein.'?® Das Parlamentsrecht spielt daher eine wichtige Rolle fiir die Ausgestaltung des Ver-
fahrens.!3* Beispiel einer solchen Regel ist die Organisation des Verfahrens durch Parlamentsaus-
schiisse mit Vorbereitungsfunktionen, die eine tiefere Bearbeitung und daher ein besseres Verstind-
nis der jeweiligen Fragen erlauben.'®! Die vorliegende Arbeit hat keine prizise Beschreibung der
Regeln der Debatten oder der parlamentarischen Vorstosse zum Zweck.'*? Eine solche Analyse
wiirde den hier gesetzten Rahmen iiberschreiten, weshalb einzig an diese Regeln erinnert und festge-
halten wird, dass «das Gebot des authentischen, verstindigungsorientierten Redens» '3 als Grundre-

gel zu setzen ist.

Zum anderen setzt eine effiziente, auf den Ausdruck des Volkswillens zielende inhaltliche Représen-
tation voraus, dass ein freies Offentliches Meinungs- und Willensbildungsverfahren gewéhrleistet
ist.!3* Es soll verhindert werden, dass sich die politischen Auseinandersetzungen in einen Wettkampf
der Eliten verwandelt.'3® Ein solches Verfahren wird durch die Gewihrleistung der verschiedenen
Kommunikationsfreiheiten, ndmlich die Meinungs-, Informations-, Medien-, Versammlungs-, Ver-
einigungsfreiheit!3, ermoglicht. '3’

Auf der Grundlage dieses 6ffentlichen Verfahrens muss sich eine dynamisch-dialektische Beziehung
zwischen dem Volk und der Volksvertretung entwickeln, welche den Biirgern das Einbringen von

126 BOCKENFORDE, S. 316; KAUFMANN, N 11; vgl. TSCHANNEN, § 6 N 10. S. z.B. Die Liste der Kompetenzen in
Art. 163 ff. BV und in Art. 22 ff. ParlG sowie der Vorbehalt vom Art. 148 Abs. 1 BV («[...] unter Vorbehalt der
Rechte von Volk [...]»).

127 AUER, N 46; AUER/MALINVERNI/HOTTELIER, N 645; CELLIER, S. 38. Ausfiihrlicher zur Notwendigkeit der Ge-
waltenteilung in der Demokratie, s. z.B. MULLER, S. 167 ff. und SEILER, S. 238 ff.

128 Supra Kap. A.ILL1,S. 6 f. und B.IL.1.b, S. 13 f.

129 MULLER, S. 164 f.

130 MULLER, S. 158; z.B. Art. 6 £, 71 ff, 118 ff. ParlG.

131 MULLER, S. 158, 162 f.; z.B. Art. 153 BV (Parlamentarische Kommissionen) und Art. 42 ff. ParlG.

132 Fiir weitere Beispiele s. MULLER, S. 161 f.

133 MULLER, S. 164.

134 Supra Kap. All.2.a, S. 7 f; z.B. Art. 34 Abs. 2, 137 (Politische Parteien), 147 (Vernechmlassungsverfahren),
158 (Offentlichkeit der Sitzungen) BV, Art. 4 (Offentlichkeit), 5 (Information) ParlG und Art. 10a BPR (Infor-
mation der Stimmberechtigten).

135 LENK (S. 17 ff.) erklért, dass ein solcher Zustand fiir die liberale Auffassung SCHUMPETERS unproblematisch sei.

136 Art. 16,17, 22, 23 BV.

137 BELSER, S. 35; BOCKENFORDE, S. 315; KAUFMANN, N 36; MULLER, S. 175; RHINOW/SCHEFER, N 2026; TSCHAN-
NEN, § 6 N 16; WALDMANN, S. 18.

17



IFF Working Paper Online No 8/Camilla Jacquemoud

Vorschliagen ermoglicht sowie echte Anregungs- und Kritikmoglichkeiten bietet und die politischen
Entscheidungen der 6ffentlichen Verantwortlichkeit aussetzt.!3® Daraus folgt, dass die verschiedens-
ten Auffassungen und Argumente im Sinne einer Vorformulierung des Gemeinwillens im institutio-
nalisierten parlamentarischen Entscheidungsverfahren in Kauf genommen werden, um sich danach
in den nachfolgenden verbindlichen Entscheiden wiederspiegeln. '3

C. Die Uberwindung der Liicken des reinen Reprisentativsystems
I. Die Liicken des reinen Reprisentativsystems

1. Die Griindung der Représentationstheorie auf Fiktionen

Die Problematik des reprisentativen Modells ist seine Griindung auf mehrere Fiktionen.!*" Diese
stellen zwar wichtige Prinzipien und Ziele dar, deren Verwirklichung durch die konkrete Ausgestal-
tung des Systems erstrebt werden soll, werden aber als solche nie vollkommen erreicht werden. 4!
Die erste Fiktion ist die Idee der Wahl von Vertretern, in die der Stimmberechtigte besonders Ver-
trauen hat.'¥ In Wirklichkeit entscheidet sich der Wihler vor allem fiir Vertreter von Parteien. '3
Insbesondere das Listensystem beschriankt die Personlichkeitswahl und verleitet die Biirger zur Wahl
einer ganzen Gruppe unabhingig der einzelnen Kandidaten. In einem Zwei- oder Dreiparteisystem
ist die Wahlmoglichkeit folglich stark beschriinkt.!** Ausserdem hat das System zur Folge, dass
zwischen den Kandidaten beziiglich Wahlen nicht wirklich von absoluter Chancengleichheit gespro-
chen werden kann.

Als zweite Fiktion kann die vermutungsweise hohere Qualitit des Entscheidungsprozesses dank der
Moglichkeit der vertieften Arbeit, des Amtscharakters der Abgeordneten und der Verkleinerung der
Diskursverhiltnisse erwihnt werden.'*® Jedoch besteht keine Sicherheit fiir die Qualitit des Verfah-
rens. Insbesondere sind die Weisheit und die ausgeprigte Diskursbereitschaft der Abgeordneten
nicht garantiert.'#® Sie haben nur ein besonderes Interesse in der Politik, aber nicht notwendiger-
weise Erfahrung oder Kenntnis beziiglich der diskutierten Fragen.

Schliesslich ist der Kern des Repréisentativsystems selbst, namlich das Prinzip, dass die Abgeordnete
Vertreter des ganzen Volkes seien, problematisch.'4” Es gibt keinen Vorbildmenschen, der geeignet
wire, das Volk in seiner Einheit zu vertreten. Ein Abgeordneter vertritt immer nur Teile davon, sei

133 BOCKENFORDE, S. 315; MEYER, S. 106; MULLER, S. 157; SCHMITT, Parlamentarismus, S. 43; ScHOLzZ, Politische
Partizipation, S. 160.

139 MEYER, S. 106 f.; MULLER, S. 161; SCHMITT, Parlamentarismus, S. 43; supra Kap. B.I.1.b, S. 13.

140 SEILER, S. 250.

141 SEILER, S. 251.

142 SEILER, S. 250; SCHMITT, Verfassungslehre, S. 237; s. auch RHINOW, S. 194.

143 KRBEK, S. 74; LENK, S. 26; SEILER, S. 251.

144 IMBODEN, Staatsformen, S. 17.

145 SEILER, S. 251.

146 SEILER, S. 252.

147 CELLIER, S. 94; KAUFMANN, N 40; SEILER, S. 250. Sogar SCHOLZ anerkennt das Problem (Politische Partizipati-
on, S. 164 £.).
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es eine Partei, einen Interessenverband, eine Stadt, usw. Er kann nie von jeglicher Interessengruppe
unabhingig sein'*®, schon wegen der Wahlperiodizitit und der Nichtwiederwahlmoglichkeit. '+

2. Das Verschwinden der Volkssouveranitét aufgrund der rechtlichen Unabhéngigkeit des
Parlamentswillens

Die Idee, dass das Volk durch das Parlament vertreten wird, bleibt dementsprechend auch Fiktion. !5
Eine mdglichst enge Verbindung mit dem Volk wird zwar angestrebt und durch sozial-
psychologische Faktoren teilweise begiinstigt'>! — rechtlich gesehen ist der Parlamentswille aber
vom Volkswillen unabhiingig.!?? Fiir das Volk besteht keine Moglichkeit der Verdnderung oder
Aufhebung von Gesetzesvorlagen. Die Abgeordneten werden ihm gegeniiber nicht verpflichtet. !5

Das einzige dem Volk zur Verfiigung stehende rechtliche Mitwirkungsinstrument ist die Aktivbiir-
gerschaft und die Moglichkeit der Nichtwiederwahl.!>* Allerdings hat dieses Recht bloss politischen
Einfluss. Insbesondere dndert es nichts daran, dass bereits angenommene Gesetze in Kraft blei-
ben.!> In seiner Gesetzgebungsfunktion geniesst das Parlament somit eine komplette rechtliche
Unabhingigkeit. !5

Jedoch verlangt die Volkssouveranitét, dass das Volk die Letztverantwortung fiir Gesetzesvorlagen
hat.'>’ Bestimmt hingegen das Parlament den Staatswillen selbstindig wie im reinen Reprisenta-
tivsystem '8, so besteht keine Volks-, sondern eine Behdrdenherrschaft oder eine Parlamentssouve-
ranitdt.!>® Nach der Ausiibung des Wahlrechts ist das Volk gar kein Staatsorgan mehr und keine
verfasste Gewalt, da es iiberhaupt keine Gewalt behilt.'®® Die Identifikation zwischen Volks- und
Staatswillen ist nicht mehr moglich.!®! ROUSSEAU beschrieb diesen Zustand mit dem Oxymoron
souverains subordonnés (untergebene Souverine).!%? Das Volk iibt keine Staatsgewalt aus, sondern
es designiert lediglich, wer dazu zustindig ist.

Einer solchen Konstellation fehlt auch die vollkommene Verwirklichung der materiellen Reprisenta-
tion. Die unvermeidbare Unfdhigkeit eines Abgeordneten zum Ausdruck des reinen Kollektivwillens
wurde bereits erldutert — dies gilt auch, wenn er einen Amtscharakter annimmt.!®3 Jedoch hat das
Volk ihm gegeniiber die Moglichkeit des selbstindigen Willensausdrucks rechtlich aufgegeben,

148 KAUFMANN, N 40; LENK, S. 26; MULLER, S. 156; SEILER, S. 251.

1499 CELLIER, S. 34; KRBEK, S. 80.

150 CELLIER, S. 94.

51 SLUPIK, S. 636; supra Kap. B.1.2, S. 11 und B.IL.1.b, S. 13.

152 CELLIER, S. 19, 84, 100, 103.

153 CELLIER, S. 92, 95.

154 CELLIER, S. 19, 95, 98, 101 ff.; IMBODEN, Staatsformen, S. 17; LENK, S. 15; RHINOW, S. 193; TSCHANNEN,
§ 6N 13.

155 CELLIER, S. 19, 95, 98, 101 ff.; vgl. KRBEK, S. 79.

156 CELLIER, S. 20.

157 Supra Kap. A.L.1.b, S. 3 f.; RHINOW/SCHEFER, N 198; TSCHANNEN, § 6 N 8.

158 CELLIER, S. 95; IMBODEN, Staatsformen, S. 17.

159 CELLIER, S. 20, 103; IMBODEN, Staatsformen, S. 17 f,, 25; s. auch LENK, S. 27.

160 AUER/MALINVERNI/HOTTELIER, N 622; RHINOW, S. 168; s. auch LENK, S. 27.

161 CELLIER, S. 95.

162 DUFOUR, S. 73.

163 Supra Kap. C.I.1, S. 18.
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indem es sich selbst sachlich verbindliche Befugnisse entzogen hat. In der Folge kann kaum behaup-
tet werden, dass das Volk keine «leere Willensdelegation» betitigt habe.'%*

Ursache dieser Machtumkehr ist die Tatsache, dass die dynamisch-dialektische Beziehung zwischen
Volk und Volksvertretung mit den unverbindlichen Stellungnahmen an ihre Grenzen stosst. % Damit
die staatlichen Entscheidungen auf den Volkswillen zuriickgefiihrt werden kénnen'®®, miissen dem
Volk echte verbindliche Befugnisse eingerdumt werden. ¢’

II. Die Vervollstindigung des Systems durch die Einfiihrung von direktdemokratischen
Instrumenten

1. Die direktdemokratischen Instrumente als eine dem System innewohnende Ergdnzung

a. Die Notwendigkeit einer ausgewogenen Losung zur Volksuntditigkeit

Mangelhaft ist das rein reprasentative System wegen der rechtlichen Untétigkeit des Volkes, welche
die vollkommene inhaltliche Reprisentation und die Herrschaft des Volkswillens verhindert.!%® Im
vorherigen Kapitel wurde die Erforderlichkeit der Gewéahrung von sachlich verbindlichen Entschei-
den fiir das Volk erliutert.'® Jedoch wurde gleichzeitig behauptet, dass ein rein unmittelbares Sys-
tem in grosseren Gesellschaftsverhéltnissen nicht wiinschbar ist und dass eine Repridsentation eine
notwendige Bedingung zur Ausarbeitung des Volkswillens ist.!”® Es braucht deshalb eine Losung,
die den Biirgern konkrete unabhingige Entscheidungsbefugnisse unter Achtung der Parlamentsrolle
einrdumt. !”!

b.  Das Referendumsrecht

Das Instrument des Referendums stellt einen ersten Losungsansatz dar.!”> Dank der Moglichkeit der
nachtriglichen Sanktion erhalten die Biirger konkrete, von anderen Organen unabhéngige sachliche
Entscheidungsbefugnisse.!” Sie konnen das vorgeschlagene Gesetz als Ausdruck des gegenwirtigen
Kollektivwillens bestéitigen oder ablehnen.!” Das gilt sowohl fiir das obligatorische als auch fiir das
fakultative Referendum. !’

Gleichzeitig wird die Rolle des Parlamentes als Ausarbeitungs- und Formulierungsorgan gewahrt
und verbessert. In der Tat hat das Referendum nicht nur eine Hinderniswirkung, sondern wirkt be-

164 Supra Kap. B.IL.1.b, S. 13; vgl. BOCKENFORDE, S. 317, 319.

165 MULLER, S. 157; supra Kap. B.I1.2.d, S. 16 f.

166 TSCHANNEN, § 6 N 10.

167 CELLIER, S. 105; MULLER, S. 159; s. auch RHINOW, S. 199.

168 SLUPIK, S. 604; vgl. (nuancierter) RHINOW, S. 199 f.

169 Supra Kap. C.1.2,S. 19 f.

170 Supra Kap. B.I.1 und B.I1.2, S. 10 ff.

171" TSCHANNEN, § 6 N 14,

172 MEYER, S. 59, 101; RHINOW, S. 199 f.; SEILER, S. 252; SLUPIK, S. 559. Im schweizerischen Recht: Art. 140 ff.
BV und Art. 58 ff. BPR.

173 MULLER, S. 159; SCHMITT, Verfassungslehre, S. 252; TSCHANNEN, § 6 N 14.

174 7 B. RHINOW, S. 201.

1757 B. CELLIER, S. 113; RHINOW, S. 202.
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reits im Prozess der Beschlussfassung: Die Kenntnis der moglichen nachtraglichen Sanktion fordert
eine tiefere und breitere Auseinandersetzung mit dem fraglichen Bereich, was zwei wesentliche
Folgen auf den ganzen Entscheidungsprozess hat.!7®

Einerseits werden breitere Kreise in die Diskussion miteinbezogen. Eine dominante Stellung ernann-
ter Organe oder eine Oligarchisierung der Macht durch ein Elitesystem werden dadurch verhin-
dert.!”” Andererseits wirkt die Vorwirkung des Referendums als Verstindigungszwang, der die Ver-
handlungsdemokratie fordert.!”® Der Konsensbedarf wird erhoht, was die Koordination in einer plu-
ralistischen Gesellschaft erlaubt.!'”

c.  Das Initiativrecht

Wire der Aufbau des Systems somit fertig, so wiirde der Gesetzgebungsimpuls vollkommen vom
Willen des Parlaments abhidngen. Selbst wenn das Volk einen Regelungsbedarf empfinde, hitte es
keine Moglichkeit, seine Vertreter zum Erarbeiten eines Erlasses zu zwingen.!'®? Ebenfalls wesent-
lich ist folglich die Einrdumung eines Initiativrechts, welches dem Volk erlaubt, den Gesetzge-
bungsprozess auszuldsen.'®! Fiir die vorgeschlagene Reflexion wird das Initiativrecht als ein Auftrag
zur Gesetzgebung mit préizisen oder generelleren Richtlinien konzipiert. Die Problematik der Verfas-
sungs- oder Gesetzstufe und des Genauigkeitsgrades wird nicht behandelt.

Die Moglichkeit der Formulierung des Inhalts durch die Biirger widerspricht nicht der vorherigen
Behauptung, das Volk sei als zusammengesetztes Organ unfzhig, einen einheitlichen Willen zu for-
mulieren. 82 In der Tat erfolgt die Ausformulierung nicht durch das ganze Volk, sondern durch einen
Bruchteil desselben.!®? Der Vorschlag dieses Bruchteils wird aber nur mit der Bestitigung des Vol-
kes als Einheit rechtskriftig. %4

Daneben erfiillt die Initiative auch eine Funktion der Konsenserh6hung. Durch Einreichung dersel-

ben werden die Abgeordneten dazu verleitet, Kompromisslosungen zu erarbeiten. !5 Durch priaventi-

ve Wirkung beeinflussen Initiativen das parlamentarische Verfahren in Richtung der Volksbefriedi-
186

gung.

176 MULLER, S. 160; RHINOW, S. 204 f.; RHINOW/SCHEFER, N 2041.

177" DUFOUR, S. 69; EICHENBERGER, S. 110; MULLER, S. 160; THURER, S. 45.

178 AUER/MALINVERNI/HOTTELIER, N 830 ff.; RHINOW, S. 204.

179 AUER/MALINVERNI/HOTTELIER, N 830 ff.; BOCKENFORDE, S. 307; RHINOW, S. 205.

180 CELLIER, S. 106, 113.

181 7 B. AUER/MALINVERNI/HOTTELIER, N 633; MULLER, S. 162. Im schweizerischen Recht: Art. 139 ff. BV und
Art. 68 ff. BPR.

182 AUER, N 26; supra Kap. B.1.2,S. 11 f,

183 AUER, N 34.

184 AUER, N 23; BOCKENFORDE, S. 307.

185 AUER/MALINVERNI/HOTTELIER, N 800; RHINOW, S. 205.

186 AUER/MALINVERNI/HOTTELIER, N 800; RHINOW, S. 207.
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2. Die konsiliare Demokratie als echte Verwirklichung der Volksherrschaft

a. Die konsiliare Demokratie als plebiszitdre und reprdsentative Demokratie

Die Koordinations- und Konsenserhohungsfunktionen der direktdemokratischen Instrumente, die
von deren Gegnern oft vergessen werden,'%” zeigen, dass sie nicht nur als reine Korrektive, sondern
als echte unerlissliche Systemergidnzungen fungieren.'®® Das System muss in der Gesamtheit be-
trachtet werden. Dank der repressiven und priaventiven Wirkungen erhdlt die Repréisentation eine
neue Bedeutung.!® Thre materielle Ebene wird durch den Verhandlungszwang der préventiven
Funktion, der ein Einversténdnis begiinstigt, verbessert. '

BOCKENFORDES Meinung kann meines Erachtens nicht gefolgt werden, wenn er behauptet, die
Volksinstrumente seien als rein korrigierende Elemente der parlamentarischen Entscheidungen zu
konzipieren.'”! Er geht davon aus, dass eine Paralyse des Entscheidungsprozesses erfolgen wiirde,

192 wiirden. Im

wenn sie als «generell-global als eigentliches Regierungsprinzip [...] installier[t]»
Gegenteil sollen Referendum und Initiative auch in ihrer Vorwirkung als echte Kompetenzen des
Staatsorgans «Volk» neben den Kompetenzen des Staatsorgans «Parlament» betrachtet werden. !
Dies bedeutet, dass die Kompetenzen verteilt werden und sich der Ausdruck «Paralyse» der Kompe-

tenzen infolgedessen nicht verwenden lésst.!%*

In einem solchen System herrscht vielmehr ein Zusammenwirken des Volkes und seiner Vertretung.
IMBODEN nennt diese Form die «konsiliare Demokratie», im etymologischen Sinn vom consilium als
Ratschlag.!® Die beiden Organe Volk und Parlament werden durch die mdglichst diskursive parla-
mentarische Bestimmung des Gesetzinhalts einerseits, durch die Bestitigung bzw. Ablehnung dieses
Inhaltes und das Befugnis, das Verfahren auszuldsen andererseits, als Gesetzgeber eingesetzt.! Es
ist falsch zu behaupten, die Begriffe der Volkssouverdnitidt und des Parlamentseigenwertes seien
unvereinbar.!®” Vielmehr ist es moglich, von den Biirgern eine aktive Teilnahme an den Wahlen und
den Abstimmungen und gleichzeitig die Anerkennung der Kompetenzen des Parlaments zu fordern.
Die Einfiihrung direktdemokratischer Instrumente fiihrt somit nicht zur Ablehnung der Parlaments-
rolle im Ausdruck des Volkswillens. %8

187 ScHOLZ, Parlamentarische Demokratie, S. 13 («Plebiszitdre Verfahren kennen in aller Regel nur die vereinfa-

chende und zumeist auch polarisierende Fragestellung.») und SCHOLZ, Politische Partizipation, S. 161, 168.

188 EICHENBERGER, S. 110; RHINow, S. 189, 199.

189 CELLIER, S. 105; RHINOW, S. 200.

190 IMBODEN, Staatsformen, S. 32; RHINOW, S. 171, 200, 207.

191 BOCKENFORDE, S. 316.

192 BOCKENFORDE, S. 316; s. auch LENK, S. 16; ScHOLZ, Parlamentarische Demokratie, S. 12; ScHOLZ, Politische
Partizipation, S. 159, 168.

193 MULLER, S. 162; RHINOW, S. 207.

194 CELLIER, S. 116; RHINOW, S. 201.

195 IMBODEN, Staatsformen, S. 32; s. auch RHINOW, S. 202.

196 IMBODEN, Staatsformen, S. 31 f.; RHINOW, S. 201.

197 LENK, S. 12 f.

198 Contra SCcHOLZ, Politische Partizipation, S. 164.
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b.  Die Verwirklichung der Volksherrschaft durch Uberwindung des herkommlichen Konflikts
zwischen Reprdsentation und Volkssouverdnitdt

Die Volksherrschaft wird durch dieses Verfahren in dem Sinne geleitet'?, als dass die Reprisentati-
on die Einheit des Volkes darstellt und als solche eine Formulierung von dessen Willen entwirft.2%0
Dank ihrem Bestand werden die Grenzen der unmittelbaren Demokratie iiberwunden. Gleichzeitig
verschwinden in der konsiliaren Demokratie die Untdtigkeit des Volkes und die rechtliche Unabhén-
gigkeit des Parlaments dank den direktdemokratischen Instrumenten.

Zusammenfassend hingt der Staatswille in dreierlei Hinsicht vom Volkswillen ab.?! Erstens in der
Vollziehung der formellen Reprisentation durch die direkte Wahl von Reprédsentanten. Zweitens im
parlamentarischen Verfahren selbst, in welchem die materielle Reprisentation des Volkes einerseits
durch das diskursive Verfahren und den Amtscharakter der Abgeordneten, andererseits durch die
Inkaufnahme von Volksinstrumenten verwirklicht wird. Drittens {iber das parlamentarische Verfah-
ren hinaus in der Moglichkeit des konkreten materiellen Volksentscheides.

Diese drei Aspekte erginzen sich und miissen zusammen und gleichzeitig gegeben sein???, damit den
hiufigen Streit zwischen der sogenannten klassischen plebiszitdren Auffassung und der angeblichen
elitiren volksfremden reprisentativen Theorie iiberwunden wird?®3. Kern der konsiliaren Demokratie
ist daher eine Anndherung an einen Ausdruck des Volkswillens durch komplexe Zusammenarbeit
der verschiedenen wesentlichen Elemente der Reprisentation und des Volksentscheids.?%*

199 IMBODEN, Staatsformen, S. 32.

200 CELLIER, S. 114, 122.

201 Deshalb ist die Kritik, der Gemeinwille sei ein blosses Ideal (statt vieler: LENK, S. 22), nicht stichhaltig.

202 RHINOW, S. 200; RHINOW/SCHEFER, N 2037; SLUPIK, S. 602.

203 Als Beispiel von Opposition zwischen den zwei Theorien, s. LENK, S. 11 ff.; ScHOLZ, Parlamentarische Demo-
kratie, S. 13; SCHOLZ, Politische Partizipation, S. 161.

204 MULLER, S. 158 f.; RHINOW, S. 200.
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Schlussfolgerung

Als Schlussbemerkung kann daran erinnert werden, dass das Ziel eines demokratischen Modells vor
allem die Gewéhrung der Gleichberechtigung der Gesellschaftsmitglieder beziiglich der Chance,
ihren Willen zu bilden, auszudriicken und durchzusetzen ist. Nur wenn alle Biirger gleich sind, kon-
nen sie als gemeinsame Gruppe «Volk» bezeichnet werden. Ist dies der Fall, so kann der Ausdruck
«Volkssouverdnitity benutzt werden, um zu beschreiben, dass die Biirger dem Gesellschaftsbestand
und dem die Chancengleichheit sicherstellenden Regelungsverfahren der Gesellschaft zugestimmt
haben. Ein solches Verfahren verhindert die Fremdbestimmung der Biirger: Durch Mitbestimmung
eines jeden wird Selbstbestimmung des Volkes erreicht. Kern der Demokratie ist somit nicht, dass
alle mit jedem sachlichen Entscheid einverstanden sind, sondern vielmehr, dass alle in das diskursive
Entscheidungsverfahren eingewilligt haben, damit jede nachfolgende Entscheidung durch diesen
Grundkonsens legitimiert wird.

Aufgrund von praktischen und den Gesellschaften inhdrenten Griinden stosst die unmittelbare De-
mokratie an ihren Grenzen, wenn die Herrschaft des Volkes als Einheit tiber die Herrschaft des Vol-
kes als Vielheit bei grosseren Verhéltnissen durchzusetzen versucht wird. Deshalb ist in solchen
Fillen eine ihrer Gewalt auf das Volk riickbezichende Reprisentation notwendig. Diese soll die
Identifikation seiner Entscheidungen mit dem Volkswillen dank eines im inneren diskursiven Ver-
fahrens und einer stetigen sachlichen Beziehung zu den Biirgern erméglichen.

Diese sachliche Beziechung muss ferner nicht auf blosse Stellungnahmen begrenzt sein. Die Abge-
ordneten sind unfahig, das ganze Volk ohne partikuldre Einfliisse zu vertreten. Nun aber besteht im
reinen reprisentativen System keine Moglichkeit des Volkes, einen verbindlichen Entscheid zu tref-
fen, damit die Gesetzgebung seinem echten Willen entspricht. Das Volk bleibt rechtlich untitig. Nun
aber fordert die Idee der Demokratie, dass die Regeln der Gesellschaft vom Volk gesetzt werden und
nicht nur, dass das Volk durch unverbindliche Akte bloss Stellung nimmt. Einem reprisentativen
System, das sich mit der periodischen Wahl der Abgeordneten und unverbindlichen Vernehmlassun-
gen begniigt, fehlt somit der notwendige demokratische Charakter. Die Einfithrung der Referen-
dums- und Initiativrechte erginzt das System, indem ihre praventive Wirkung zur Konsenserhohung
zwischen den Parlamentariern beitrdgt und ihre repressive bzw. schopfende Wirkung die Tatigkeit
des Parlamentes verbindlich steuert.

Die Erreichung eines perfekten Modells, in dem jeder getroffene Entscheid dem Volkswillen voll-
kommen entspricht, wird nie verwirklicht werden konnen.?% Selbst wenn der Gesellschaftsvertrag
die Grundgleichheit erkldrt und zu schiitzen versucht, hat der Mensch naturgeméss immer Tendenz
dazu, diese Gleichheit nicht zu respektieren. Eine stetige Uberpriifung und Weiterbearbeitung der
Regeln der politischen Rechte ist deshalb zur Realisation der Chancengleichheit und zum Schutz der
Demokratie erforderlich.?%® Aktuelle Fragestellungen unter anderen zur Notwendigkeit von Rege-
lungen betreffend Lobbys2?7, die Finanzierung von Parteien und Abstimmungskampagnen2® oder

205 MULLER, S. 158.

206 BELSER, S. 34; MULLER, S. 159; SLUPIK, S. 603.

207 7.B. CARONI ANDREA, Die «Symbiose» von Parlamentariern und Lobbyisten: kritische Gedanken (und ein Vor-
schlag), in: LeGes 2013/3, S. 579-584.

208 7 B. Mitteilung des Bundesrates vom 12. November 2014 «Parteienfinanzierung wird nicht gesetzlich geregelt»
(<https://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=55194>, besucht am 18. November 2014).
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noch iiber die Einfithrung von neuen direktdemokratischen Instrumenten wie zum Beispiel das Kon-
struktivreferendum?2® veranschaulichen dieses ewigen Uberpriifungsbediirfnis.2!?

Im Rahmen der Diskussion {iber die Sicherstellung der gleichberechtigten, materiellen Partizipation
des Volkes soll hervorgehoben werden, dass die Mehrheit der westlichen Demokratien — zumindest
auf Nationalebene — rein reprisentative Systeme sind.?!! Fraglich ist, warum solche Systeme trotz
ihres demokratischen Defizits nicht zusammenbrechen. Eventuell ldsst sich die Antwort durch Zu-
riickgreifen auf die Ideologie der Demokratie finden.?!? Das System wird als geniigend demokratisch
wahrgenommen, weil daran geglaubt wird.?!3 Es ist die Rolle der Fiktion, eine nicht gegebene Tat-
sache als gegeben zu betrachten. Kernstiitze des Systems ist somit die soziale Wahrnehmung der
Fiktion, das heisst die Ideologie der Demokratie, welche die Standards der Gesellschaft legiti-
miert.?'* Charakteristisch dafiir ist z.B. die Verhaltungsregel «Die Abgeordneten sollen sich verhal-
ten, wie wenn sie Vertreter des ganzen Volkes wiren».?!> Sie sind zwar, wie oben dargestellt, nicht
Vertreter des ganzen Volkes, aber die Tatsache, dass sie sich verhalten, als wéren sie Vertreter des
Volkes, triagt zur Ideologie der Demokratie bei.

209 7.B. Botschaft des Bundesrates vom 27. April 1999 zur Volksinitiative «Mehr Rechte fiir das Volk dank dem
Referendum mit Gegenvorschlag (Konstruktives Referendum)» vom 1. Mérz 1999, BBI 1999 111 2937 ff.; Bun-
desratsbeschluss vom 11. Januar 2001 {iber das Ergebnis der Volksabstimmung vom 24. September 2000, BBI
2001 S. 183 ff.

210 7 B. BELSER, S. 34 f.

211 7 B. RHINOW, S. 168.

212 AUER, N 91.

213 IMBODEN, Staatsformen, S. 17.

214 AUER, N 72; AUER/MALINVERNI/HOTTELIER, N 620.

215 CELLIER, S. 94.

25



IFF Working Paper Online No 8/Camilla Jacquemoud

Literaturverzeichnis

Die nachstehenden Werke werden mit dem Namen des Autors/der Autorin und der Seitenzahl oder
des Paragraphen und der Randnote zitiert. Bei mehreren Publikationen desselben Autors/derselben
Autorin wird ein prézisierender Zusatz eingefligt.

AUER ANDREAS, Problémes fondamentaux de la démocratie suisse, in: ZSR 103 (1984) II S. 1-110.

AUER ANDREAS/MALINVERNI GIORGIO/HOTTELIER MICHEL, Droit constitutionnel suisse, Bd. I:
L’Etat, 3. Aufl., Bern 2013.

BACHTIGER ANDRE/TSCHENTSCHER AXEL, Deliberative Demokratie zwischen Faktizitdt und Gel-
tung, Working Paper, Bern Interdisciplinary Deliberation Studies (Universitit Bern), Bern
2007.

BELSER EVA MARIA, Demokratie will gepflegt sein, in: universitas—Das Magazin der Universitit
Freiburg, Demokratie, Douces illusions, 2014 Heft 1, S. 34-36.

BOCKENFORDE ERNST-WOLFGANG, Mittelbare/reprasentative Demokratie als eigentliche Form der
Demokratie, in: Miiller Georg/Rhinow René A./Schmid Gerhard/Wildhaber Luzius (Hrsg.),
Staatsorganisation und Staatsfunktion im Wandel, Festschrift fiir Kurt Eichenberger zum
60. Geburtstag, Basel/Frankfurt-am-Main 1982, S. 301-328.

BRAUN NADJA, Stimmgeheimnis — Eine rechtsvergleichende und rechtshistorische Untersuchung
unter Einbezug des geltenden Rechts, ASR Nr. 718, Bern 2005.

CARONI ANDREA, Die «Symbiose» von Parlamentariern und Lobbyisten: kritische Gedanken (und
ein Vorschlag), in: LeGes 2013/3, S. 579-584.

CELLIER JEAN, Das Verhiltnis des Parlaments zum Volke mit besonderer Beriicksichtigung des
schweizerischen Staatsrechtes, Diss. Ziirich, Ziirich 1936.

DELGADO MARIANO, Dilemma der direkten Demokratie, in: universitas — Das Magazin der Univer-
sitat Freiburg, Demokratie, Douces illusions, 2014 Heft 1, S. 43-44.

DUFOUR ALFRED, Rousseau revisité — Jean-Jacques et la démocratie genevoise, in: Auer Andreas
(Hrsg.), Die Urspriinge der schweizerischen direkten Demokratie, Basel/Frankfurt-am-Main
1996, S. 65-717.

EICHENBERGER KURT, Zusammen- und Gegenspiel reprisentativer und plebiszitdrer Komponenten
im schweizerischen Regierungssystem, in: Verfassungsrat und Regierungsrat des Kantons
Aargau (Hrsg.), Der Staat der Gegenwart — ausgewihlte Schriften von Kurt Eichenberger, Ba-
sel/Frankfurt-am-Main 1980, S. 95-113.

HABERMAS JURGEN, Faktizitdt und Geltung — Beitrdge zur Diskurstheorie des Rechts und des demo-
kratischen Rechtsstaats, 5. Aufl., Frankfurt-am-Main 2014 (zit. HABERMAS, Faktizitdt und
Geltung).

HABERMAS JURGEN, Wahrheitstheorien, in: Fahrenbach Helmut (Hrsg.), Wirklichkeit und Reflexion,
Pfullingen 1973, S. 211-266 (zit. HABERMAS, Wahrheitstheorien).

IMBODEN MAX, Staatsformen, politische Systeme, 2. Aufl., Basel 1974 (zit. IMBODEN, Staatsfor-
men).

IMBODEN MAX, Rousseau und die Demokratie, Recht und Staat Heft 267, Tiibingen 1963 (zit. IM-
BODEN, Rousseau).

KAUFMANN CHRISTINE, Staatsformen, in: Biaggini Giovanni/Géchter Thomas/Kiener Regina
(Hrsg.), Staatsrecht, Ziirich/St. Gallen 2011, § 3, S. 33-47.

26



IFF Working Paper Online No 8/Camilla Jacquemoud

KRBEK IvO, Reprisentation nach der Doktrin der Volkssouverdnitit, in: Dietrich Bracher
Karl/Dawson Christopher/Geiger Willi/Smend Rudolf, Die moderne Demokratie und ihr
Recht — Festschrift fiir Gerhard Leibholz zum 65. Geburtstage, Bd. II: Staats- und Verfas-
sungsrecht, Tiibingen 1966, S. 69-89.

LEIBHOLZ GERHARD, Das Wesen der Reprisentation und der Gestaltwandel der Demokratie im
20. Jahrhundert, Berlin 1966.

LENK KURT, Wie demokratisch ist der Parlamentarismus? — Grundpositionen einer Kontroverse,
Stuttgart/Berlin/K6In/Mainz 1972.

MASTRONARDI PHILIPPE, Demokratietheoretische Modelle — praktisch genutzt, in: AJP 1998,
S. 383-394.

MEYER WALTER ERWIN, Die staatsrechtliche Bedeutung der Volksvertretung im parlamentarischen
Staat und in der reinen Demokratie, Diss. Ziirich, Ziirich 1936.

MILLER JAMES, Rousseau — Dreamer of Democracy, New Haven/London 1984.

MULLER JORG PAUL, Demokratische Gerechtigkeit — eine Studie zur Legitimitét rechtlicher und
politischer Ordnung, Miinchen 1993.

REESE-SCHAFER WALTER, Politisches Denken heute — Zivilgesellschaft, Globalisierung und Men-
schenrechte, 2. Aufl., Miinchen 2007.

RHINOW RENE, Grundprobleme der schweizerischen Demokratie, in: ZSR 103 (1984) I1 S. 111-273.
RHINOW RENE/SCHEFER MARKUS, Schweizerisches Verfassungsrecht, 2. Aufl., Basel 2009.

ROUSSEAU JEAN-JACQUES, Du contrat social ou Principes de droit politique, Amsterdam 1762, bei:
Librio Verlag, Paris 2013.

SCHMITT CARL, Verfassungslehre, 8. Aufl., Berlin 1993 (zit. SCHMITT, Verfassungslehre).

ScHMITT CARL, Die geistesgeschichtliche Lage des heutigen Parlamentarismus, 8. Aufl., Berlin
1996 (zit. SCHMITT, Parlamentarismus).

ScHOLZ RUPERT, Parlamentarische Demokratie — Garant politischer Stabilitdt und demokratischer
Legitimitit, in: Pitschas Rainer/Uhle Arnd (Hrsg.), Parlamentarische Demokratie in der Be-
wiahrung — Ausgewéhlte Abhandlungen, Berlin 2012, S. 11-15 (zit. SCHOLZ, Parlamentari-
sche Demokratie).

ScHOLZ RUPERT, Politische Partizipation in der reprisentativen und parlamentarischen Demokratie,
in: Pitschas Rainer/Uhle Arnd (Hrsg.), Parlamentarische Demokratie in der Bewéhrung —
Ausgewihlte Abhandlungen, Berlin 2012, S. 158-168 (zit. SCHOLZ, Politische Partizipation).

SEILER HANSJORG, Gewaltenteilung — Allgemeine Grundlagen und schweizerische Ausgestaltung,
Habil. Bern, Bern 1994,

SLUPIK VERA, Formen und Recht der Demokratie im Verfassungsstaat, Européische Hochschul-
schriften — Rechtswissenschaft, Bd. 4332, Frankfurt-am-Main/Berlin/Bern/Bruxelles/New
York/Oxford/Wien 2006.

THURER DANIEL, Kosmopolitisches Staatsrecht, Bd. I: Grundidee Gerechtigkeit, Ziirich/Basel/Genf
2005.

TSCHANNEN PIERRE, Staatsrecht der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 3. Aufl., Bern 2011.

TSCHENTSCHER AXEL, Der Grundkonsens als rechtsphilosophischer und verfassungstheoretischer
Argumentationstopos, in: Cottier Thomas et al. (Hrsg.), Die Offnung des Verfassungsrechts —
Symposium zum 65. Geburtstag von Prof. Jorg Paul Miiller, recht Zeitschrift fiir juristische
Weiterbildung und Praxis, Sonderheft, Bern 2005, S. 31-35.

27



IFF Working Paper Online No 8/Camilla Jacquemoud

WALDMANN BERNHARD, Was macht eine Demokratie aus?, in: universitas — Das Magazin der Uni-
versitét Freiburg, Demokratie, Douces illusions, 2014 Heft 1, S. 16-17.

28



IFF Working Paper Online No 8/Camilla Jacquemoud

Abkiirzungsverzeichnis

Abs.
AJP
Art.
ASR
Aufl.
BBI
Bd.
BGE
BPR

BV

bzw.
d.h.

Diss.

ft.
Habil.
Hrsg.
if.
insb.
Kap.

LeGes

ParlG

SR

Absatz

Aktuelle Juristische Praxis

Artikel

Abhandlungen zum Schweizerischen Recht

Auflage

Bundesblatt

Band

Entscheidungen des Schweizerischen Bundesgerichts, Amtliche Sammlung
Bundesgesetz iiber die politischen Rechte vom 17. Dezember 1976 (SR 161.1)

Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999
(SR 101)

beziehungsweise
das heisst
Dissertation
Erwigung
folgende
fortfolgende
Habilitationsschrift
Herausgeber

in fine
insbesondere
Kapitel

Mitteilungsblatt der Schweizerischen Gesellschaft fiir Gesetzgebung (SGG) und der
Schweizerischen Evaluationsgesellschaft (SEVAL)

Randnote/Randziffer

Bundesgesetz iiber die Bundesversammlung vom 13. Dezember 2002 (SR 171.10)
Seite

siche

Systematische Sammlung des Bundesrechts

29



IFF Working Paper Online

No 8/Camilla Jacquemoud

usw.
vgl.
z.B.
zit.

ZSR

und so weiter
vergleiche
zum Beispiel
zitiert

Zeitschrift fiir Schweizerisches Recht

30



	Sind repräsentative Demokratien undemokratisch?
	Inhaltsverzeichnis
	Einleitung
	A. Die Ausgangspunkte des Demokratievorbildes
	I. Die Volkssouveränität als Ziel
	1. Die rousseauistische Auffassung
	a. Die Volkssouveränität als Ursprung des Staates und Regel seiner Ausgestaltung
	b. Die Unteilbarkeit und Unabdingbarkeit der Volkssouveränität

	2. Die Weiterbearbeitung der rousseauistischen Auffassung

	II. Die Diskurstheorie als Mittel
	1. Die Zusicherung der Gleichberechtigung durch die ideale Sprechsituation
	2. Der Grundkonsens in der Institutionalisierung der gleichberechtigten Gewährleistung der Beteiligungsrechte
	a. Von der Selbstbestimmung zur Mitbestimmung
	b. Von der Einstimmigkeit zum Grundkonsens



	B. Die notwendige Ergänzung durch eine demokratisch autorisierte Repräsentation
	I. Die Grenzen der unmittelbaren Demokratie
	1. Die praktischen Gründe
	2. Die gesellschaftlichen Gründe

	II. Die Einführung der Volksvertretung als konkrete Lösung
	1. Die Rolle der Volksvertretung
	a. Die liberale Auffassung der Rolle der Volksvertretung
	b. Die Figur der Volksvertretung als eine demokratische Ermächtigung

	2. Die Voraussetzungen der Ausgestaltung des Repräsentativsystems
	a. Eine Vorbemerkung
	b. Die Rückbeziehung der Gewalt auf das Volk
	c. Der Schutz vor einer souveränen Stellung der Vertretung
	d. Die dynamisch-dialektische Beziehung zwischen dem Volk und der Volksvertretung



	C. Die Überwindung der Lücken des reinen Repräsentativsystems
	I. Die Lücken des reinen Repräsentativsystems
	1. Die Gründung der Repräsentationstheorie auf Fiktionen
	2. Das Verschwinden der Volkssouveränität aufgrund der rechtlichen Unabhängigkeit des Parlamentswillens

	II. Die Vervollständigung des Systems durch die Einführung von direktdemokratischen Instrumenten
	1. Die direktdemokratischen Instrumente als eine dem System innewohnende Ergänzung
	a. Die Notwendigkeit einer ausgewogenen Lösung zur Volksuntätigkeit
	b. Das Referendumsrecht
	c. Das Initiativrecht

	2. Die konsiliare Demokratie als echte Verwirklichung der Volksherrschaft
	a. Die konsiliare Demokratie als plebiszitäre und repräsentative Demokratie
	b. Die Verwirklichung der Volksherrschaft durch Überwindung des herkömmlichen Konflikts zwischen Repräsentation und Volkssouveränität



	Schlussfolgerung
	Literaturverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis


